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Das Urlaubsrecht ist einem
stetigen Wandel unterwor-
fen. Plakativ gesprochen,
bleibt kaum „ein Stein auf
dem anderen“. Zuletzt liess
ein Urteil des Europäischen
Gerichtshofes (EuGH, Az.:
C - 118/13) aufhorchen: Un-
ter Konterkarierung der bis-
herigen höchstrichterlichen
Rechtsprechung des Bundes-
arbeitsgerichts (BAG) urteilte
der EuGH, dass nach dem Tod
eines Arbeitnehmers dessen
Resturlaub nicht verfällt, son-
dern den Erben in Form einer
finanziellen Urlaubsabgel-
tung als Anspruch zusteht.

Dem Urteil zu Grunde lag die
Klage einer Witwe. Sie for-
derte von dem Arbeitgeber
ihres im Jahr 2010 verstor-
benen Ehemannes die Aus-
zahlung von insgesamt 140,5
nicht genommenen Urlaubs-
tagen ein. Der verstorbene
Mann hatte den Urlaub, weil
er von 2009 an bis zu seinem
Tod mit Unterbrechungen ar-
beitsunfähig war, nicht mehr
nehmen können. Erstinstanz-
lich wurde die Klage unter
Hinweis auf die bis dahin
geltende Rechtsprechung des
BAG abgewiesen. Das Landes-
arbeitsgericht (LAG) Hamm
jedoch äußerte Zweifel, dass
die bisherige Rechtsprechung
des BAG mit Art. 7 der Euro-
päischen Richtlinie über be-
stimmte Aspekte der Arbeits-
zeitgestaltung (2003/88 EG)
vereinbar sei. Das Verfahren
wurde ausgesetzt und die
Rechtsfrage dem EuGH vor-
gelegt. Unter Hinweis auf die
Korrekturbedürftigkeit der
Rechtsprechung des BAG be-
jahte der EuGH den Anspruch
der klagenden Witwe.
Die Entscheidung des EuGH

macht deutlich, von welchem
Wandel das Arbeitsrecht im
Bereich des Urlaubsrechtes
betroffen ist. Die anders lau-
tende und zeitlich zuvor er-
gangene Entscheidung des
BAG zu dieser Thematik (Ur-
teil vom 20.09.2011, Az. 9
AZR 416/10) ist damit Rechts-
geschichte.

Grundsätzlich richtet sich das
Recht des Erholungsurlau-
bes in der Bundesrepublik
Deutschland nach dem Bun-
desurlaubsgesetz (BUrlG).
Das Gesetz regelt Mindestbe-
dingungen für Arbeitnehmer
und ist insoweit unabdingbar.
Nach dem Gesetz beträgt der
Mindesturlaubsanspruch 24
Werktage. In der Praxis kön-
nen - weil es sich lediglich um
Mindestbedingungen han-
delt - Einzelarbeitsverträge
oder Tarifverträge für Arbeit-
nehmer günstigere Regelun-
gen vorsehen.

Grundsätzlich geht der Ge-
setzgeber davon aus, dass der
Arbeitnehmer im laufenden
Kalenderjahr bestehende Er-
holungsurlaubsansprüche bei
dem Arbeitgeber beantragt
und in Natur zu Erholungs-
zwecken nimmt. Nur aus-
nahmsweise gilt für den Fall
der vorzeitigen Beendigung
des Arbeitsverhältnisses, dass
der Erholungsanspruch in
Geld als Abgeltungsanspruch
abgegolten werden darf.

Weiter geht das Gesetz davon
aus, dass grundsätzlich beste-
hende Erholungsurlaubsan-
sprüche verfallen, sofern sie
nicht im laufenden Kalen-
derjahr genommen werden.
Nur ausnahmsweise ist eine
Übertragung in das Folgejahr

möglich, sofern eine entspre-
chende Vereinbarung zwi-
schen Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber zu Stande kommt
oder aber wegen bestehen-
der Arbeitsunfähigkeit der
Urlaub im laufenden Kalen-
derjahr nicht mehr genom-
men werden kann.

Auch diesbezüglich kann zu
Gunsten der Arbeitnehmer
einzelarbeitsvertraglich oder
aber durch Tarifverträge ab-
gewichen werden.

Über die zuvor dargestellte
Entscheidung des EuGH hi-
nausgehend gab es in der
jüngeren Vergangenheit we-
sentliche Änderungen in der
höchstrichterlichen Recht-
sprechung zu der Thematik
Urlaub. Kurz soll auf diese
wesentlichen Veränderungen
eingegangen werden:

Nachdem das BAG davon
ausgegangen war, dass Erho-
lungsurlaub im Fall des krank-
heitsbedingten Ausscheidens
aus dem Arbeitsverhältnis
nicht finanziell abzugelten
ist, kam es auf Grund eines
Urteils des EuGH im Jahr
2009 („Schultz-Hoff“) zu ei-
nem Rechtsprechungswandel
in Deutschland. Der EuGH
entschied, dass ein Arbeit-
nehmer seinen Anspruch auf
bezahlten Jahresurlaub nicht
verliert, wenn er diesen Ur-
laub aus Krankheitsgründen
nicht antreten konnte. Viel-
mehr sei der nicht genomme-
ne Urlaub finanziell abzugel-
ten. Nationale Gesetze, die
diesem Grundsatz widerspre-
chen, verstießen gegen die
Arbeitszeitrichtlinie. Es wur-
de der Grundsatz aufgestellt,
dass einem Arbeitnehmer am

Ende seines Arbeitsverhältnis-
ses ausnahmslos eine finan-
zielle Vergütung für Urlaub
zustehe, soweit er diesen Ur-
laub nicht krankheitsbedingt
nehmen konnte.

In der Folgezeit stellte sich
die Problematik, dass solche
Arbeitnehmer, die über vie-

le Jahre hinweg zur Arbeits-
unfähigkeit erkrankt waren,
unter Berücksichtigung der
geänderten Rechtsprechung
einen erheblichen Zahlungs-
betrag von den jeweiligen Ar-
beitgebern verlangen konn-
ten. Deshalb relativierte der
EuGH Ende 2011 seine Recht-
sprechung dahingehend, dass
die Arbeitszeitrichtlinie nicht
verlange, dass Urlaub zeitlich
unbegrenzt angesammelt
werden dürfe (Az.: C - 214/10).

Ein Verfall des Urlaubsan-
spruches nach nationalem
Recht sei dann zulässig, wenn
der Übertragungszeitraum
den Bezugszeitraum deutlich
übersteige. Unter Berücksich-
tigung dieser Entscheidung
entspricht es nunmehr ge-
festigter Rechtsprechung des
BAG, dass im Fall des krank-
heitsbedingten Ausschei-
dens eines Mitarbeiters aus
dem Arbeitsverhältnis eine
Urlaubsabgeltung für einen
Zeitraum von längstens 15
Monaten unter Berufung auf
das BUrlG als rechtmäßig er-
achtet wird. Weitgehend sind
entsprechende Tarifverträge
unter Berücksichtigung der
Rechtsprechung angeglichen
worden.

Die Entwicklung der Recht-
sprechung bleibt insoweit ab-
zuwarten.

Generell ist zu konstatieren,
dass vor dem Hintergrund der
zahlreich erfolgten „Verwer-
fungen“ der Rechtsprechung
des BAG, veranlasst durch
den EuGH, weitere Überra-
schungen folgen werden. Zur
Beurteilung der Rechtslage
bleibt es mehr denn je erfor-
derlich, insoweit Entwicklun-
gen der Rechtsprechung zu
beobachten.


